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 Vorlagen-Nr.   

 1225-HFA/2018  

Stadtverwaltung Eisenach 

Beschlussvorlagen HFA 
Dezernat Amt Aktenzeichen 

Dezernat I 01.1  

 

Betreff 

 

Gesetz über die freiwillige Fusion der Stadt Eisenach mit dem Wartburgkreis 

hier: Anpassung der Stellungnahme im Rahmen der Anhörung 
 
 

 

Beratungsfolge Sitzung Sitzungstermin  
Haupt- und Finanzausschuss Ö 13.11.2018  

 
 

Finanzielle Auswirkungen 

 keine haushaltsmäßige Berührung 

 Einnahmen Haushaltsstelle:  

 Ausgaben Haushaltsstelle:  

HH-Mittel Lt. HH bzw. NTHH d. lfd. 
Jahres (aktueller Stand) -EUR- 

Haushaltausgaberest 
-EUR- 

insgesamt 
-EUR- 

HH/JR 
Inanspruchnahme 
./. verausgabt 
./. vorgemerkt 
./. gesperrt 

       
 
       
       
        

       
 
       
       
       

       
 
       
       
       

= verfügbar                      

Frühere Beschlüsse 
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I. Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Eisenach beschließt: 
 
Die Oberbürgermeisterin wird beauftragt, die als Anlage beigefügte Stellungnahme als 
erweiterte Stellungnahme der Stadt Eisenach im Rahmen der Anhörung zum Entwurf 
eines Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung des Landkreises Wartburgkreis und der 
kreisfreien Stadt Eisenach, zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung und zur 
Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes – EisenachNGG (DS 6/6170 – 
Neufassung) an das Landesverwaltungsamt in Weimar abzugeben. 

 
 
II. Begründung 

 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 06.11.18 einen Beschluss gefasst, mit dem die 
Oberbürgermeisterin beauftragt wurde, eine erste Stellungnahme zum Gesetzentwurf 
abzugeben. Bereits bei Beschlussfassung war durch die Oberbürgermeisterin signalisiert 
worden, dass im Ergebnis einer externen juristischen Beratung eine ergänzende 
Stellungnahme vor allem zu den Regelungen der „gesplitteten Kreisumlage“ und dem 
Monitoring erforderlich werden würde. Daraufhin hat der Stadtrat beschlossen, dass in 
Kenntnis dieser juristischen Beratung eine erweiterte Stellungnahme mit dem Haupt- und 
Finanzausschuss am 13.11.18 abzustimmen und dem Landesverwaltungsamt zu übermitteln 
ist.  
 
 
 
 
 
 
gez. Katja Wolf 
Oberbürgermeisterin 
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